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Arbeitgeber dürfen private Laptops nicht
verlangen: Rechtslage im Überblick
Darf der Arbeitgeber private Laptops für die Arbeit

verlangen? Erfahren Sie, warum die Bereitstellung von
Arbeitsmitteln Pflicht ist und welche Optionen es gibt.

In der heutigen digitalen Welt sind viele Angestellte oft mit der
Frage konfrontiert: Muss ich für meinen Job mein eigenes Gerät
nutzen? Sei es der Laptop oder das Smartphone, neben dem
dienstlichen Equipment verfügen viele über persönliche Geräte.
Aber wie sieht es mit dem rechtlichen Rahmen aus, wenn
Arbeitgeber keine Arbeitsmittel bereitstellen?

Die klare Antwort in Deutschland lautet: Arbeitgeber dürfen
diesen Anspruch nicht stellen. Peter Meyer, ein Fachanwalt für
Arbeitsrecht, erklärt, dass es die Pflicht des Arbeitgebers ist, die
notwendigen Geräte bereitzustellen, um den Mitarbeiten die
Erfüllung ihrer Aufgaben zu ermöglichen. Dies hat Bedeutung,
nicht nur auf rechtlicher Ebene, sondern auch für das



Wohlbefinden der Beschäftigten und die Effizienz der Arbeit.

Was bedeutet „Bring Your Own Device“? 

Das Thema „Bring Your Own Device“ (BYOD), zu Deutsch „Bring
dein eigenes Gerät mit“, gewinnt zunehmend an Bedeutung.
Hierbei haben Angestellte die Freiheit, eigene Geräte für
berufliche Zwecke einzusetzen, allerdings geschieht dies
ausschließlich auf freiwilliger Basis. Wenn jemand sich
entscheidet, sein privates Gerät für die Arbeit zu nutzen, sollte
er sich über einige wichtige Punkte bewusst sein.

Meyer weist darauf hin, dass Arbeitgeber in solchen Fällen die
Abnutzung und zusätzliche Kosten, die durch die Nutzung
privater Geräte entstehen, berücksichtigen müssen. Dies kann
durch eine Aufwandsentschädigung in Form von
Pauschalbeträgen geschehen. So bleibt das Nutzung der
eigenen Geräte nicht nur als bequeme Option, sondern wird
auch fair und transparent behandelt. Doch das ist nicht die
einzige Herausforderung, die die Nutzung privater Geräte mit
sich bringt.

Ein zentraler Aspekt sind Sicherheits- und Datenschutzbelange.
Die Verwendung privater Smartphones oder Laptops kann
potenzielle Risiken für die Unternehmensdaten darstellen. Wenn
sensible Informationen auf einem privaten Gerät gespeichert
werden, öffnet das Tür und Tor für mögliche Datenlecks oder
unbefugten Zugriff. Daher ist es unumgänglich, dass sowohl
Angestellte als auch Arbeitgeber klare Richtlinien aufstellen, um
diese Risiken zu minimieren.

Die persönliche Nutzung im Beruf bringt nicht nur rechtliche
Fragen auf, sondern verdeutlicht auch die Entwicklung der
Arbeitswelt. Mit der fortschreitenden Digitalisierung und dem
flexiblen Arbeiten, stellt sich die Frage, ob traditionell
bereitgestellte Arbeitsgeräte noch zeitgemäß sind oder ob es
neue Modelle braucht, die mehr Freiheit und Flexibilität den
Angestellten bieten.



Wichtige Überlegungen für Beschäftigte

Für Arbeitnehmer ist es ratsam, sich vor der Nutzung ihrer
eigenen Geräte im Job gut zu informieren. Wer seine privaten
Geräte in den Dienst stellt, sollte sich vergewissern, dass der
Arbeitgeber auch bereit ist, die anfallenden Kosten zu decken.
Abnutzung, Stromverbrauch oder andere Ausgaben können
schnell zusammenkommen und sollten daher in die
Überlegungen mit einfließen. Zudem empfiehlt Meyer,
sicherzustellen, dass Sicherheitsvorkehrungen getroffen werden,
um die Vertraulichkeit der Daten zu wahren.

In der heutigen Zeit könnten Unternehmen durchaus von einer
klaren Strategie im Umgang mit BYOD profitieren. Durch
geeignete Rahmenbedingungen und transparente
Vereinbarungen können beide Seiten, Arbeitgeber wie
Arbeitnehmer, profitieren und die Vorteile der Nutzung privater
Geräte optimal ausschöpfen.

Zusammengefasst ist die edelste Aufgabe der Arbeitgeber, für
ihre Mitarbeiter ein sicheres und produktives Arbeitsumfeld zu
schaffen. Das schließt auch den verantwortungsvollen Umgang
mit persönlichen Geräten mit ein. Jedoch bleibt die
grundlegende Verantwortung beim Arbeitgeber, geeignete
Arbeitsmittel bereitzustellen.

Rechtliche Grundlagen und Pflichten der
Arbeitgeber

Die rechtlichen Grundlagen für die Bereitstellung von
Arbeitsmitteln finden sich in verschiedenen Gesetzen, unter
anderem im Arbeitsrecht und im Betriebsverfassungsgesetz. Der
Arbeitgeber ist nach § 80 Abs. 1 Satz 2 BetrVG verpflichtet, die
notwendigen Mittel für die Arbeit zur Verfügung zu stellen. Diese
Verpflichtung geht Hand in Hand mit der Fürsorgepflicht des
Arbeitgebers, die darauf abzielt, die Sicherheit und Gesundheit
der Mitarbeitenden zu gewährleisten.



Im Rahmen dieser Fürsorgepflicht müssen Arbeitgeber auch
dafür sorgen, dass die Arbeitsmittel den geltenden
Sicherheitsstandards entsprechen. Das betrifft insbesondere
technische Geräte, deren unsachgemäße Verwendung zu
Unfällen oder Datenverlust führen könnte. Zudem verlangen
Datenschutzgesetze, dass persönliche Daten der Mitarbeitenden
geschützt werden, was die Nutzung privater Geräte zusätzlich
kompliziert machen kann.

Vorteile und Herausforderungen des BYOD-
Ansatzes

Das «Bring Your Own Device»-Modell bringt sowohl Vorteile als
auch Herausforderungen mit sich. Auf der einen Seite profitieren
Unternehmen von höheren Mitarbeitermotivation und
Produktivität, da Angestellte Geräte nutzen, mit denen sie
vertraut sind. Zudem können Unternehmen oft Kosten für die
Anschaffung und Wartung von Geräten sparen.

Auf der anderen Seite bestehen jedoch auch Risiken. Ein
erhöhtes Sicherheitsrisiko ist eines der größten Probleme, da
persönliche Geräte möglicherweise nicht mit den gleichen
Sicherheitsstandards ausgestattet sind wie die des
Unternehmens. Das kann zu Datenlecks oder Cyberangriffen
führen. Auch die rechtlichen Rahmenbedingungen sind oft
unklar, was zu Konflikten zwischen Arbeitnehmern und
Arbeitgebern führen kann.

Aktuelle Statistiken zur Nutzung von BYOD

Laut einer Studie von Gartner nutzen bereits über 70% der
Unternehmen das BYOD-Prinzip in irgendeiner Form. Eine
weitere Umfrage von PwC zeigt, dass fast 50% der
Mitarbeitenden ihre eigenen Geräte für die Arbeit verwenden,
selbst wenn das Unternehmen keine offizielle BYOD-Politik hat.
Diese Zahlen verdeutlichen den Trend, den dieser Ansatz unter
den modernen Arbeitnehmenden einnimmt, und betonen die



Notwendigkeit von klaren Richtlinien und
Sicherheitsmaßnahmen.

Unternehmen, die BYOD einsetzen, sehen sich häufig mit Fragen
zu den Übertragungs- und Rückerstattungsrichtlinien
konfrontiert. Eine klare Definition solcher Aspekte sowie
regelmäßige Schulungen für Mitarbeitende können dazu
beitragen, die Risiken zu minimieren und gleichzeitig die Vorteile
dieses Ansatzes zu maximieren.

Schlussfolgerung

Die Diskussion um die Nutzung privater Geräte für dienstliche
Zwecke wird weiterhin im Mittelpunkt der arbeitsrechtlichen
Debatte stehen. Arbeitgeber sind verpflichtet, die Arbeitsmittel
bereitzustellen, während gleichzeitig die Vorteile und Risiken
des BYOD-Ansatzes sorgfältig abgewogen werden müssen. Eine
transparente Kommunikation und klare Richtlinien können dazu
beitragen, die Zusammenarbeit und das Vertrauen zwischen
Arbeitgebern und Mitarbeitenden zu stärken.
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